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(Nr. 14052.) Erſte Verordnung zur Durchführung des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Dezember 
1933 (Geſetzſamml. S. 427). Vom 20. Dezember 1933. uf 


Auf Grund des 8 70 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes wird folgendes verordnet: 


Zu § 2: 8 1. 
( Bis zur anderweiten Regelung nach Maßgabe der Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetzes find Städte diejenigen Gemeinden, die bisher nach den Vorſchriften 
1. der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 (Geſetzſamml. 
S. 261), 1 
2. des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Städte in Neuvorpommern und Rügen, vom 
31. Mai 1853 (Geſetzſamml. S. 291), 1 18 
der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19, März 1856 (Geſetzſamml. S. 237), 
der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (Geſetzſamml. S. 406), 
der revidierten Städteordnung für die Provinz Hannover vom 24. Juni 1858 (Hann. 
Geſetzſamml. S. 141), 
6. des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes für die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März 1867 
(Geſetzſamml. S. 401), f f 
7. des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und Flecken in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 (Geſetzſamml. S. 589), 1 4 
8. der Städteordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 4. Auguſt 1897 (Geſetzſamml. 
S. 254) f 
verwaltet worden ſind. Als Städte gelten ferner die bisher nach der Hohenzolleriſchen Gemeinde 
ordnung vom 2. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 189) verwalteten Stade. f 
(2) Alle übrigen Gemeinden gelten bis zur anderweiten Regelung nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes als Landgemeinden. 


t 8 


Zu 88 3 und 15: ’ 8 2. 

Einwohner der Gemeinde iſt, wer in ihr nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 

ſeinen Wohnſitz hat. 
8 3. 

(1) Bürger der Gemeinde iſt bis zur endgültigen Regelung jeder reichsdeutſche Einwohner, 
der über 25 Jahre alt iſt und ſeit dem 1. Juli 1933 in der Gemeinde ununterbrochen wohnt. 
Wer nach dieſem Zeitpunkte zugezogen iſt, erwirbt das Bürgerrecht erſt, wenn er ſeit einem Jahre 
in der Gemeinde ſeinen Wohnſitz hat. Bürger der Gemeinde ſind ferner ohne Rückſicht auf die 
Dauer des Wohnſitzes in der Gemeinde aktive Reichs⸗ und Staatsbeamte im Falle ihrer Ver⸗ 
ſetzung vom Zeitpunkt der Begründung des Wohnſitzes, hauptamtliche Beamte der Gemeinde vom 
Zeitpunkt ihrer Anſtellung in einem Gemeindeamt an. Bürger der Gemeinde ſind ferner die 
oberſten örtlichen Leiter der Ne DAP. ſowie die rangälteſten Führer der Sturmabteilungen oder 
der Schutzſtaffeln der NSDAP. mit der Berufung in dieſe Amter. t 
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(2) Bürger iſt nicht: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen 

unter Pflegſchaft ſteht; 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 

(8) Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche in einer Heil⸗ oder Pflege⸗ 
anſtalt untergebracht werden, ferner Straf- und Unterſuchungsgefangene ſowie Perſonen, die 
infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung gehalten werden, verlieren bis 
zur anderweiten Regelung das Bürgerrecht. Sie erwerben das Bürgerrecht bei Vorliegen der 
ſonſtigen Vorausſetzungen wieder, wenn ſie wieder entlaſſen werden. 


Zu 8 4: 8 4. 

(1) Leiter der Landgemeinde iſt der Gemeindevorſteher (Bürgermeiſter), der zur Zeit des 
Inkrafttretens des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes auf Grund der bisherigen Vorſchriften dieſes Amt 
bekleidet. Er führt vom 1. April 1934 ab die Amtsbezeichnung „Gemeindeſchulze“. 

(2) Leiter der Stadt ift der Bürgermeiſter (Oberbürgermeifter), der zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes auf Grund der bisherigen Vorſchriften dieſes Amt 
bekleidet. 


Zu 8 12: 8 5. 
Bis zum 1. April 1934 behält es in den Gemeinden bei der bisherigen Art der ortsüblichen 
Bekanntmachung ſein Bewenden. 


Zu $ 24: S 6. 
Zuſtändiges Verwaltungsgericht im Falle der §§ 24, 25 iſt 
1. das Bezirksverwaltungsgericht, wenn der Regierungspräſident, der Landrat oder der 
Oberbürgermeiſter einer Stadt, die einem Landkreiſe nicht angehört, über den Einſpruch 
entſchieden haben, a 
2. im übrigen das Kreisverwaltungsgericht. 


Zu 8 29: 8 7. 

() Allgemeiner Vertreter des Leiters der Gemeinde in Landgemeinden iſt, ſoweit nach den 
bisher geltenden Vorſchriften ein Schöffe (Beigeordneter, Stellvertreter) ſtändiger Vertreter des 
Gemeindevorſtehers war, dieſer, im übrigen ein von dem Landrate zu beſtimmender Schöffe 
(Beigeordneter, Stellvertreter). i 

(2) Schöffen find die nach den bisherigen Vorſchriften im Amte befindlichen Schöffen (Bei- 
geordneten, Stellvertreter) oder die Mitglieder des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes. 


§ 8. 
(1) Allgemeiner Vertreter des Leiters der Gemeinde iſt in Städten der Zweite Bürgermeiſter 
(der Beigeordnete). Soweit nach den bisher geltenden Vorſchriften ein ſtändiger Stellvertreter 
des Leiters der Gemeinde nicht beſtimmt iſt, wird ein Beigeordneter (Magiſtratsmitglied, Rats⸗ 
verwandter, Schöffe uſw.) von der Aufſichtsbehörde zum allgemeinen Vertreter beſtimmt. 
(2) Beigeordnete ſind die übrigen nach den bisherigen Vorſchriften im Amte befindlichen 
Magiſtratsmitglieder (Beigeordnete, Stadträte, Ratsverwandte, Schöffen uſw.). 
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Zu 8 40: 89. 

(1) Vorbehaltlich der ſpäteren Verleihung von Stadt- oder Gemeindebriefen ($ 49) ſind die 
Gemeinderäte unter Beachtung der Vorſchriften des $ 41 ſpäteſtens bis 1. April 1934 zu berufen. 
Dies ſoll mit größter Beſchleunigung geſchehen. 

(2) Bis zur Berufung der neuen Gemeinderäte gelten als Gemeinderäte mit den dieſen 
übertragenen Obliegenheiten die bisherigen Mitglieder der Vertretungskörperſchaften. Soweit 
die Zuſtändigkeiten der Vertretungskörperſchaften ganz oder überwiegend beſchließenden Ausſchüſſen 
übertragen ſind, gelten nur die Mitglieder dieſer Ausſchüſſe als Gemeinderäte. Den Gemeinde⸗ 
räten im Sinne dieſer Vorſchrift treten in jedem Falle ſofort der oberſte örtliche Leiter der 
NSDAP. und der rangälteſte Führer der Sturmabteilungen oder der Schutzſtaffeln der NSDAP. 
hinzu. Eine Vereidigung der Mitglieder der Vertretungskörperſchaften uſw. als Gemeinderäte iſt 
nicht erforderlich. 

(3) Mit der Berufung der neuen Gemeinderäte iſt die Vertretungskörperſchaft und der 
beſchließende Ausſchuß aufgelöſt. 


Zu 8 47: 8 10. 

(1) Bis zur Beſtellung von Beiräten gemäß $ 47 gelten als Beiräte mit den dieſen über⸗ 
tragenen Obliegenheiten die Mitglieder der Deputationen. 

(2) § 9 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 


Schluß vorſchrift. 
8 11. 

Beſchlüſſe, Ordnungen und Satzungen der Gemeinden, die vor Inkrafttreten des Gemeinde: 
verfaſſungsgeſetzes rechtsgültig zuſtande gekommen ſind, bleiben vorbehaltlich ihrer Abänderung 
oder Aufhebung in Geltung. 

8 12. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 


Berlin, den 20. Dezember 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14053.) Erſte Verordnung zur Durchführung des Gemeindefinanzgeſetzes vom 15. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 442). Vom 20. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 147 des Gemeindefinanzgeſetzes wird folgendes verordnet: 


eit 
Der Haushalt der Gemeinden und Gemeindeverbände wird bis zum Ablauf des Rechnungs⸗ 
jahrs 1933 nach dem Haushaltsplane für dieſes Rechnungsjahr unter Beachtung der Vorſchriften 
des Erſten Teiles 3. Abſchnitt des Gemeindefinanzgeſetzes geführt. Der Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1934 iſt als Satzung nach den Vorſchriften des Gemeindefinanzgeſetzes feſtzuſtellen. 
Das gleiche gilt vom 1. Februar 1934 ab für Nachtragshaushaltspläne für das Rechnungs- 
jahr 1933. 
8 2. 
Die im außerordentlichen Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1933 vorgeſehenen Dar⸗ 
lehen dürfen bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs auch dann aufgenommen werden, wenn die im 
8 72 Abſ. 1 Satz 2 des Gemeindefinanzgeſetzes vorgeſehene Genehmigung nicht erteilt iſt. Darlehen, 
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die in dem außerordentlichen Haushaltsplane für das Rechnungsjahr 1933 nicht vorgeſehen ſind, 
dürfen vom 1. Februar 1934 ab nur im Rahmen einer Nachtragsſatzung über den Haushaltsplan 
aufgenommen werden. 
8 3. 

Darlehnsermächtigungen im außerordentlichen Haushaltsplan aus dem Rechnungsjahre 
1933 und aus früheren Rechnungsjahren ſowie ſonſtige Beſchlüſſe über die Aufnahme von Darlehen 
erlöſchen mit der Feſtſtellung der Haushaltsſatzung für das Rechnungsjahr 1934. Dies gilt auch 
dann, wenn die Darlehnsaufnahme nach den bisher geltenden Vorſchriften bereits genehmigt war. 


8 4. 
Kaſſenkredite dürfen nach dem 1. Februar 1934 nur noch im Rahmen einer Nachtrags⸗ 
ſatzung über den Haushaltsplan aufgenommen werden. f 


8 5. 
() Bis zur Berufung der Beiräte (SS 95, 102 des Gemeindefinanzgeſetzes) nehmen die zur 
Zeit beſtehenden Werksausſchüſſe, Betriebsdeputationen uſw. die den Beiräten übertragenen Auf⸗ 
gaben wahr. 
(2) Die neuen Beiräte ſind mit größter Beſchleunigung zu berufen. Mit ihrer Berufung 
find die bisherigen Werksausſchüſſe, Betriebsdeputationen uſw. aufgelöſt. 


S 6. 

Soweit bis zum Inkrafttreten des Gemeindefinanzgeſetzes die Jahresrechnung für das 
Rechnungsjahr 1932 bereits gelegt und die Entlastung erteilt iſt, behält es hierbei ſein Bewenden. 
Andernfalls erfolgt die Rechnungsprüfung und die Entlaſtung nach den Vorſchriften des 
Gemeindefinanzgeſetzes. Das gleiche gilt für Rechnungen früherer Rechnungsjahre, für die die 
Entlaſtung noch nicht erteilt iſt. 303 

(J) Bis zur Neuregelung des Verfaſſungsrechts für die Hauptſtadt Berlin ſind im Sinne des 
Gemeindefinanzgeſetzes L 2 

1. Leiter der Hauptſtadt Berlin der Oberbürgermeiſter, f 

2. allgemeine Vertreter des Leiters der Gemeinden die beiden Bürgermeiſter, 

3. Beigeordnete die beſoldeten und unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats. 


(2) Bis zu dem gleichen Zeitpunkte find in den Verwaltungsbezirken der Hauptſtadt Berlin 
1. Leiter der Verwaltungsbezirke die Bezirksbürgermeiſter, 

2. allgemeine Vertreter der Leiter der Gemeinden die Stellvertreter der Bezirksbürgermeiſter, 
3. Beigeordnete die beſoldeten und unbeſoldeten Mitglieder der Bezirksämter. 

Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 

Berlin, den 20. Dezember 1933. 2 


10 8881 Zugleich für den Finanzminiſter Sad Tr} 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 

Grauert. 


| Berichtigung. | 
a) Auf S. 424 Zeile 20 von unten muß es ftatt „13. Dezember 1931“ heißen „13. November 
e 
b) Auf Seite 486 Zeile 10 von unten muß es ſtatt „dieſem“ heißen „dieſen“. 
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